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Verordnung
UKUIisrug

aus Grund der ^

^IeIlIdeLuy8ltur1e.
UnterHinweisaus dieMagistrats-Verordnungvom2. November1916, B. Z. 1045 sx 1916,

wird Folgendesungeordnet:

nur aufGrundder amtlichen Mehlbezugokarte unter genauer Einhaltung der Vorschriften
der Magistrats-Verordnungvom2. November 1Ü1«, D. Z. 1E45 ION», statthast.

DieMehlabgabebei derzuständige« städtischen Mehlabgabestelle, derenSitzund Inhaber

MitgliedervonKonsumentenorganifationen, für welcheeinedirekteMchlbrltcferungbewilligt
ist, habenauf Grund der von ihnenverlangtenbesonderen(blauen) Mchlbczugskarlcdas Mehl bei der
MehlabgabestclleihrerOrganisationzu beziehen.

2. Kür dieInhaber der städtischenMchlabgabcstcllenwurdenbesondereVorschriftenerlassen.
3. Der Mehlbczngder bishervon derAmtsstelltzurRegelungderMehlversorgungderGemeinde

Wienmit Mehl dotiertengewerblichenBetriebeu. dgl. bleibtaufrecht.
4. DiejenigenVereine, Anstalten, BetriebemitkriegsgefangenenodermilitärischenArbeiternu. s. w.,

welchebei derKonskriptiunSamtS-Abteilungdes zuständigenmagistratischenBezirksamtesBrot- und Mehl-
karlenoder Bezugsanweisungenfür Mehl beziehen, erhallendie Mchlbezugskarte, beziehungsweiseauch
fernerhindie Mchlbrzugsanweisungbet dieserKonskriptionsamtsAbteilung.

Wer denBestimmungendieserVerordnungzuwibcrhandclt, wird, soferndieHandlungnichteiner
strengerenStrafe unterliegt, von der politischenBczirksbehordcmit einerGeldstrafebis zu 2000 Kronen
oder mit Arrest bis zu drei Monaten, bei erschwerendenUmständenaber mit einerGeldstrafebis zu
5006 Kronenodermit Arrestbis zu sechsMonatenbestraft.

Wird die Übertretungbei Ausübungeines Gewerbesbegangen, so kannaußerdem, soferndie
Voraussetzungendes§ i33d. Absatzl, Ut. a. derGewerbeordnungzutrcffrn, dieEntziehungderGewerbe¬
berechtigungverfügtwerden.

Oom MagMaie an Ir. Ir. stelcbzdaupi- una steMiMaai Wien
als politischer BehördeI. Instanz


	[Seite]

